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Kaumein Gipfel ohne
Gegengipfel. ZehnJahre

nach Rio haben
Umwelt−NGOsihrenfesten
Platz auf hochrangigen UN−
oder EU−Treffen. Zumindest

die großenversuchen
mitzureden. Anderekönnen

oder wollen nicht.

Stell dir vor, esist Umweltgip-
fel und alle verzichten darauf,
CO2−spendende Bonusmeilen zu
sammeln! Eine Utopie des 21.
Jahrhunderts, denn die Grund-
satzfrage, ob UmweltschützerIn-
nen rund um die Welt fliegen
dürfen, wird selbst unter deut-
schen Ökofundis kaummehr de-
battiert.
In den vergangenen Tagen
machtensichZehntausende Ver-
treterInnen der sogenannten Zi-
vilgesellschaft auf den Weg, um
im südafrikanischen Johannes-
burg über eine gerechtere, sau-
berere Welt zu diskutieren. Auf
demersten UN−Weltgipfel kamen
1992 erstmals 1.400 Nicht−Regie-
rungsorganisationensowie Dele-
gationen aus 175 verschiedenen
Ländern zusammen. Seitdem
ging in der Umweltszene der
"Geist vonRio" um, es wurdegar
vom Aufbruch in eine "Neue
Weltordnung" geredet. Doch die
politische Bilanz ist ernüch-
ternd, darin sind sich selbst
chronisch positiv eingestellte
Realo−Umweltverbände einig.
"Wir haben es bei Weitemnicht
geschafft, die negativen Trends
in der Bekämpfung der Armut
oderin der Umweltschutzpolitik
umzudrehen", kommentiert Mar-
tin Rocholl, Vorsitzender des
weltweiten Umweltverbandes
"Friends of the Earth" (FOE), die
Entwicklungin denvergangenen
zehnJahren.

Gipfel−Hopping der
NGO−Promis
Die Anwesenheit auf Gipfeln

sei inzwischen ziemlich "nor-
mal", sagt Rocholl, der das Ge-
schehen in Johannesburg von
Europas Hauptstadt Brüssel aus
beobachtet. "Wir sind jetzt er-
fahrener und können den Ver-
handlungsprozess direkt beein-
flussen". Vor zehn Jahren noch
betrachtete der Umweltaktivist
den Gegengipfeltourismus kriti-
scher: "Damals war ich dafür,
dasssichdie NGOs perFaxkoor-
dinieren und damit überflüssige

CO2−Ausstöße durch Flugreisen
gespart werden."
Dochi mLager der NGOs geht

eslängst nicht mehr nur darum,
den Protest zu organisieren− die
Umwelt−Lobby sitzt mit amVer-
handlungstisch oder steht zu-
mindest einsatzbereit i mHinter-
zi mmer. Nicht selten praktizie-
ren NGO−Promis einregelrechtes
Gipfel−Hopping, kritische Organi-
sationen sprechen gar von ei-
nem "participation overkill".
"Wir sindin Johannesburgin ei-
nigen offiziellen Delegationen
präsent", betont Rocholl undist
davon überzeugt, dass diese Ar-
beit sinnvoll ist. "Unsere Leute
sind in erster Linie Informan-
ten", soder FOE−Vorsitzende.
Wichtig sei es, i mVorfeld die

Positionen klar und deutlich zu
formulieren und davon nicht ab-
zurücken. Als "Fieberthermome-
ter", mit dem die Regierungen
vor Ort den Grad der zu er-
wartenden Kritik messen kön-
nen, will sich wederFOEnochei-
ne andere Umweltschutzgruppe
gerne missbrauchen lassen.
"NGOs tun gut daran, nicht zu
sehr auf taktische Überlegungen
in Verhandlungen einzugehen",
sagt Martin Rocholl. Dennoch:
"Nur wenn wir wirklich mitbe-
kommen, was konkret verhan-
delt wird, können wir unmittel-
bar reagieren." Eine schnell und
gezielt lancierte Pressemittei-
lung habe da schon einiges be-
wirkenkönnen.
Dass das eher die Ausnahme

ist und man "schon so manche
Kröte schlucken musste", räumt
auch Rocholl ein. Auch, dass in
Johannesburg bislang konkrete
Erfolge der Umwelt−Lobbyisten
fehlen. Alsolieber erst gar nicht
hinfahren? Zum Boykott von
Rio+10 rief in Deutschland unter
anderem die "Bundeskoordina-
tion Internationalismus" (BU-
KO) auf: "Fahrt nicht hin! Macht
was Schönes", soihr Rat, "Lasst
Euch nicht vonden Regierungen
undUnternehmeninstrumentali-
sieren!" Die Gefahr der Legi mita-
tion der offiziellen Beschlüsse

durch die NGO−Präsenz sei nicht
von der Hand zu weisen, gibt
Pascal Husting zu, der in Johan-
nesburg mit am Verhand-
lungstisch sitzt. "Wir haben bis-
her in keinem Punkt das er-
reicht, was wir wollten", so
Husting. Als "damage control"
beschreibt der Vertreter von
Greenpeace−Luxemburg den bis-
herigen Einsatz der NGOs auf
demRio+10−Gipfel.
Bleibt noch der eigentliche

Gegengipfel, um die Bilanz der
UmweltaktivistInnen aufzubes-
sern. Rio habe, das betont Mar-
tin Rocholl trotz früherer Skep-
sis dem"Global Forum" gegen-
über, sehr stark zur Vernetzung
der internationalen Umweltsze-
ne beigetragen. InJohannesburg
wurde den GipfelgegnerInnen
ein Gelände imIndustrieviertel
Nasrec, rund 35 Kilometer vom
offiziellen Tagungsort entfernt,
zugewiesen. "Wir bekommen
hier rein gar nichts davon mit",
kommentiert Pascal Hustingden
Kontakt zur Basis. Kollegen wür-
denvoneiner Friedhofsti mmung
in Nasrec sprechen, es seien
kaum Aktivisten dort, i mmer
mehr wollten stattdessen Zu-
gang zum offiziellen Kongress-
zentrum.

Bleibt esbei mreinen
damagecontrol?
Der ist jedoch sehr begrenzt,

lediglich die "major groups", die
großen Umweltorganisationen
wie FOE, WWF, Greenpeace,
Oxfamoder Cli mate Networkha-
ben dort ihren festen Platz. Die
Uno hat einen NGO−RaumimTa-
gungsgebäude zur Verfügung ge-
stellt." Wir wollen den politi-
schen Prozess so nah wie mög-
lich verfolgen", beschreibt
Husting das tägliche NGO−Ge-
schäft auf diesem Weltgipfel.
Konkret heißt das: der jeweils
aktuellsten Textversion hinter-
herlaufen, die einzelnen Kapitel
Punkt für Punkt verfolgen und
möglichst Einfluss auf die Dele-
gationsmitglieder ausüben.
Damit die Arbeit effektiv ist,

wurden die Themenbereiche un-
tereinander aufgeteilt. "Die Zu-
sammenarbeit klappt sehr gut",
freut sich Husting. Doch was ist
mit denen, die nicht zu den"ma-
jor groups" gehören und den-
noch mitreden wollen? "Ehrlich
gesagt, bekommen wir von den
so genannten Ehrenamtlichen
nicht viel mit", so Husting. Aus
dembunten Haufen der Öko−Ak-
tivistInnenist eine spezialisierte
Profitruppe geworden, auch
äußerlich hat man sich den offi-
ziellen Funktionären angepasst.
Costume−Cravateist heute unter
Umweltlobbyistenangesagt, um,
so Pascal Husting, "nicht aufzu-
fallen und als gleichberechtigte
Partner akzeptiert zu werden".
Eine Analyse darüber, ob die-

se Strategie der reinen Verhand-
lung die richtige war, will
HustingjedochimAnschluss an
den Gipfel in Greenpeace−Krei-
sen führen. Die Atmosphäre
bei m täglichen Briefing zwi-
schen EU−Delegation und Um-
welt−NGOssei zunehmendfrosti-
ger. Noch sei jedoch ein positi-
verer Verlauf der Verhandlungen
nach Ankunft der Minister am
Donnerstag möglich. "Wenn
nicht, müssen wir uns tatsäch-
lich fragen, ob wir diesen Pro-
zess durch unsere Präsenzletzt-
endlichnicht rechtfertigen."

Danièle Weber

Punkteführerschein-Gegner: Peinliche Panne
Bei der Sti mmungsmache gegen den Punkteführerschei n
glaubte das den Punkte−Gegnern OGB−L und LSAP nahe
stehende Tageblatt, i n der "Confédérati on l uxembourgeoise
du commerce" (CLC) ei nen Verbündeten gefunden zu ha-
ben. "Handelsverbandäußert Bedenken", lautete der Titel ei-
nes Beitrags, der ei ne "Pressemitteil ung" der CLC zusam-
menfasste. Der Verband befürchte (sic), so das Tageblatt,
Berufsfahrer und deren Arbeitgeber müssten ebenfalls mit
Sankti onen rechnen.
Prompt reagierte die CLC mit ei nem Kommuniqué: Besag-
ter Text sei ei n i nternes Rundschrei ben gewesen, dasi n ei-
nemneutralen Ton die Folgen des Punkteführerschei ns für
Berufsfahrer und deren Arbeitgeber dargelegt habe. I n der
Tat: Dort geht an kei ner Stelle die Rede von Bedenken oder
Befürchtungen. Die Arbeitgeber werden darauf aufmerksam
gemacht, dass sie für den Zustand i hres Fuhrparks sowie
für besti mmte Fehlverhalten i hrer Berufsfahrer mithaften
müssen. Damit komme, hei ßt es i m Rundschrei ben, ei n
verstärkter Druck auf alle Firmenbesitzer zu, Fahrzeuge und
Fahrer zu kontrollieren. I n i hrem Kommuniqué bemängelt
die CLC, sie werde i n der Tageblatt−Schlagzeile als Gegner
des Punkteführerschei ns dargestellt, wo sie doch zu den
Befürwortern der ersten Stunde gehöre.

Überforderte Finanzpolizei
Selbst bei unseren bel gischen Nachbarn kommt es nicht al-
le Tage vor, dass Luxemburg auf Seite ei ns der Tagespresse
erschei nt. Passiert dies trotzdem, wie am vergangenen
Dienstag i m "Soir", dann handelt es sich nicht selten um
Skandal-Nachrichten aus dem Finanzsektor. Die Brüsseler
Zeitung berichtet von ei nem"rapport accablant" bezüglich
des Rückstandes bei der Aufarbeitung strafrechtlicher Ver-
fahren bei der "police fi nancière". Tatsächlich war ei n ent-
sprechender Bericht bereitsi mJuli an die Öffentlichkeit ge-
langt und i nsbesondere vom"Quoti dien" besprochen wor-
den. Serge Urbany, Abgeordneter von "Déi Lénk", sah sich
nach der "Soir"−Veröffentlichung veranlasst, ei ne parlamen-
tarische Dri nglichkeitsanfrage an den Justizminister zu
richten. Es stellt sich für i hn die Frage, weshal b das Parla-
ment bislang noch nicht mit demvom"Soir" erwähnten Au-
dit befasst wurde. Esist zwar anzunehmen, dass die Regie-
rung die Dri nglichkeit der Frage zurückweisen wird − i m-
merhi nist dieI nformati on an sich etwas älter als der Artikel
i m"Soir" es erschei nen lässt −, dennoch dürfen wir auf Er-
klärungen des Justizministers gespannt sei n. So will Urba-
ny wissen, wieso die Pressei mFalle von Fi nanzkri minalität
i mmer vomSchlendrian der Verwaltungzu berichten wisse,
während i m Falle der Abschiebung von AusländerI nnen
eher ei ne Art Übereifer seitens der Behörden festzustellen
sei.

Blechlawine, kommunal gefördert
Vor dem Hi ntergrund der Verhandl ungen i n Johannesburg
fordert der Verkehrscl ub Deutschland (VCD) die Kommu-
nen auf, i hre Gestaltungsspielräumezu nutzen. I mSi nne ei-
ner nachhalti gen Entwickl ung sei es i hre Pflicht, dem öf-
fentlichen Nahverkehr fi nanziell Vorrang ei nzuräumen. Lei-
der mangele es an Transparenz i n den kommunalen Haus-
halten, so dass häufi g Subventi onen zu Gunsten des Auto-
verkehrs i n anderen Haushaltstitel n wie Abwasserbeseiti-
gung, Grünflächen oder Stadtbeleuchtung versteckt seien.
Der VCDführt ei ne Untersuchung des I nternati onal council
for l ocal environmental i nitiatives an, i n der solche ver-
steckten Subventi onen analysiert und zusammengerechnet
wurden. Dabei ergaben sich für die Städte Bremen, Dres-
den und Stuttgart Summen zwischen 110 und 145 Euro pro
Jahr und Ei nwohner. Weniger als ei n Fünftel dieser Ausga-
ben war durch Ei nnahmen aus Bußgeldern, Erschließungs-
gebühren und Benutzungsentgelten gedeckt. "Ei ne grandi o-
se Fehlleitung von Steuergeldern, die weder umweltgerecht
noch nachhalti gist", kommentiert der VCD. Hätte sei nerzeit
ei ne solche Untersuchung für die Stadt Luxemburg vorge-
legen, dann wäre die Diskussion umdas BTB−Projekt viel-
leicht anders verlaufen.
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